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Stellungnahme 
zum Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 

über die Prävention und das Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver 

gebietsfremder Arten  

 

Berlin, 01. Februar 2017 

 
Der Deutsche Bauernverband (DBV) dankt für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum 

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 über die 

Prävention und das Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder 

Arten. 

 

Anmerkungen im Allgemeinen 
 

Das BMUB begründet die Anpassung des BNatSchG unter Berücksichtigung der Verordnung 

(EU) Nr. 1143/2014 mit einer europarechtlichen Notwendigkeit. Gleichzeitig muss darauf 

geachtet werden, dass die Anpassungen nicht über eine 1:1 Umsetzung und nicht über die 

Anforderungen der europäischen Verordnung hinausgehen. 

 

Insbesondere sollte bei der Umsetzung und Implementierung der neuen Reglungen darauf 

geachtet werden, dass keine weiteren Kosten für die Betroffenen entstehen. Das Vorgehen 

gegen invasive Arten ist im allgemeinen Interesse. Die Kosten für die Maßnahmen sollten 

entsprechend auch von der Allgemeinheit getragen werden und nicht auf den Eigentümer 

oder Inhaber der tatsächlichen Gewalt abgewälzt werden, sofern nicht geklärt werden kann 

wie genau die Ausbringung oder die Ausbreitung der invasiven Art verursacht wurde. 

 

Anmerkungen bzgl. der einzelnen Regelungen 
I.) Zu § 40a Abs. 3 BNatSchG -E-  

Mit § 40a wird die Rechtsgrundlage für Maßnahmen der zuständigen Behörden 

im Einzelfall geschaffen, um die Erfüllung der den Mitgliedstaaten nach der 

Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 obliegenden Aufgaben zu ermöglichen. Die 

Befugnisse gelten für alle Kategorien invasiver Arten und für Maßnahmen gegen 

sonstige invasive Arten, sofern diese in eine Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 

4 aufgenommen werden. 
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In diesem Zusammenhang fordert der DBV, dass in § 40a Abs. 3 klargestellt wird, 

dass die Kosten für Maßnahmen der Beseitigung von invasiven Arten vom 

Eigentümer oder Bewirtschafter nur dann selbst zu tragen sind bzw. auferlegt 

werden können (§ 40a Abs. 4), wenn Verbreitung der invasiven Art vom 

Verursacher vorsätzlich oder fahrlässig erfolgte. Die Behörde muss hinsichtlich 

dieses Umstandes in der Beweispflicht sein. 

Diese Regelung wäre auch europarechtskonform, denn die Verordnung (EU) Nr. 

1143/2014 spricht im Erwägungsgrund 18 davon, dass nur die vorsätzliche oder 

fahrlässige Einbringung invasiver Arten in die Europäische Union zu erheblichen 

Risiken und Problematiken führen. 

Darüber hinaus wäre es wünschenswert, eine Regelung zu treffen, die eine 

Schadensregulierung vorsieht, soweit dem Eigentümer oder Bewirtschafter kein 

Verschulden hinsichtlich der Ausbreitung oder Verbreitung der invasiven Art trifft. 

 

II.) Zu § 40a Abs.6 BNatSchG -E- 
§ 40a Abs. 6 enthält Maßgaben, die bei der Durchführung von Maßnahmen 

gegen invasive Arten zu berücksichtigen sind. Das BMUB will Verfahren, bei 

denen weder chemische noch biologische Bekämpfungsmittel eingesetzt werden, 

einen Vorrang zu gewähren. 

Der DBV fordert diesen grundsätzlichen Vorrang zu streichen. Alle Maßnahmen 

gegen invasive Arten sollten gleichberechtig unter dem Aspekt der 

Verhältnismäßigkeit gegeneinander abgewogen werden. Ein grundsätzlicher 

Vorrang für Verfahren, die auf chemische noch biologische Bekämpfungsmittel 

verzichtet wird dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz hier nicht gerecht. Durch 

diesen grundsätzlichen Vorrang kann nicht gewährleistet werden, dass der 

zeitliche und finanzielle Mehraufwand des Betroffenen durch den Verzicht auf 

chemische noch biologische Bekämpfungsmittel im erforderlichen Umfang 

berücksichtigt wird. 

 

III.) Zu § 40e BNatSchG -E- 
Der § 40e enthält ergänzende Vorgaben im Hinblick auf 

Managementmaßnahmen für weit verbreitete Arten nach Maßgabe des Artikels 

19 Verordnung (EU) Nr. 1143/2014.§ 40e Abs. 1 sieht eine Festlegung von 

Maßnahmen durch die zuständigen Naturschutzbehörden vor. Der DBV schlägt 

vor, dass die Festlegung dieser Maßnahmen grundsätzlich mit dem 

Einvernehmen mit den zuständigen landwirtschaftlichen Landesbehörden 

erfolgen müssen. Durch diese Regelung kann sichergestellt werden, dass bei der 

Festlegung solcher Managementmaßnahmen auch landwirtschaftliche Interessen 

berücksichtigt werden. 
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IV.) Zu § 28a BJagdG -E-  
Gemäß § 28a BJagdG sollen dem Jagdausübungsberechtigten auf dessen 

Antrag bestimmte Management- und Beseitigungsmaßnahmen übertragen 

werden. 

Der DBV fordert demgegenüber, dass dem Jagdausübungsberechtigten die 

Zuständigkeit für Management- oder Beseitigungsmaßnahmen obliegt und nicht 

den Naturschutzbehörden. Der bürokratische Aufwand, der betrieben werden 

muss, um gegen invasive Arten vorzugehen scheint nach der derzeitigen 

Regelung völlig unverhältnismäßig. Die Jäger sind im Rahmen ihrer Tätigkeit mit 

den Gegebenheiten im Revier und den Wildbeständen bereits vertraut, denn sie 

halten sich regelmäßig im Revier auf und können aufgrund ihrer Ausbildung und 

Ausrüstung am effektivsten invasive Arten bekämpfen. Es hat sich bewährt, 

invasiven Tierarten möglichst lange Jagdzeiten zuzuweisen, damit eine möglichst 

ganzjährige Bejagung möglich ist. Außerdem sollten Jagdschutzberechtigte im 

Einzelfall nach Abstimmung mit der zuständigen Behörde auch ohne einen 

Managementplan oder eine festgesetzte Jagdzeit gegen invasive Arten vorgehen 

können. Dies entspräche dem Ansatz der Verordnung, möglichst frühzeitig gegen 

sich ausbreitende Arten vorzugehen. Die Erfahrung zeigt, dass bis für eine Art 

eine Jagdzeit festgelegt wird, der Bestand häufig schon so angewachsen ist, dass 

frühzeitige Maßnahmen keine Wirkung mehr entfalten. Schließlich muss weiterhin 

sichergestellt werden, dass auch in befriedeten Bezirken und in Schutzgebieten 

Maßnahmen bezüglich invasiver Arten ergriffen werden. 

Der Ausschluss der Kostenerstattung für Managementmaßnahmen nach § 28a 

Abs. 1 S. 2 BJagdG lehnt der DBV ab. Auch hier liegt es im Interesse der 

Allgemeinheit, dass Maßnahmen gegen invasive Arten vorgenommen werden 

und diese sind entsprechend auch finanziell von der Allgemeinheit zu tragen. 
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